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Leif Simonsen

Die Sportlehrer stehen im Ruf,
ein nicht allzu strenges Berufsle-
ben zu führen. Und erst noch ei-
nes, das ganz ordentlich entlöhnt
wird. Für 25 Pflichtlektionen pro
Woche gibt es in Basel-Stadt auf
Gymnasialstufe einen Jahreslohn
je nach Berufserfahrung zwi-
schen 99’078 und 142’674 Fran-
ken – nicht mit eingerechnet ist
der 13. Monatslohn. Sportlehrer
der Gewerbeschule und der Be-
rufsfachschule steigen bei einem
100-Prozent-Pensummit 92’205
Franken ein und erreichen im
31. Dienstjahr 132’777 Franken.

Das reicht den Turnlehrern
nicht. Gegen einen Entscheid der
Basler Regierung von 2015, wo-
nach sieweniger als die anderen
Lehrer verdienen, sind sie bis
vors Bundesgericht gegangen.
Die Sportlehrer fühlen sich gleich
doppelt ungerecht behandelt,
müssen sie doch vier Pflichtlek-
tionen pro Woche mehr unter-
richten als beispielsweise die
Mathe- oder Französischlehrer.

Die ganze Zeit stehen
ist belastend
Die oberste Instanz stützt aber
gemäss einem jüngst publizier-
ten Urteil die Entscheide des
Basler Verwaltungsgerichts so-
wie der Regierung. Begründung
derRichter:Als Sportlehrermuss
man weniger hohe Anforderun-
gen erfüllen wie etwa (im Fall
der Gewerbeschule) ein Lehrer
in Allgemeinbildung, kurz ABU.
Das Bundesgericht kann unter
anderem das Argument der
BaslerRegierung nachvollziehen,
wonach die Sportlehrerinnen
und Sportlehrer amGymnasium
überweniger «Führungskompe-
tenz» verfügen müssen als die
Kollegen. Dies, weil es sich beim
Turnen nicht um einMaturitäts-
fach handelt.Die Sportlehrerhat-
tenvergeblich argumentiert, dass
es gerade deshalb besonders viel

Führungskompetenz brauche;
manmüsse die Schüler in einem
Fachmotivieren, das nicht zähle.

Genauso folgte das Bundes-
gericht im zweiten Prozess, der
von Sportlehrern der Allgemei-
nen Gewerbeschule sowie der
Berufsfachschule angestrengt
wurde, der Lohneinreihung des
Basler Regierungsrats. ImQuer-
vergleich beispielsweisemit den
ABU-Lehrern habe der Sportleh-
rer ein weniger diverses Aufga-
benportfolio, befand das Gericht.

Die Sportlehrer reagieren ge-
kränkt auf das Bundesgerichts-
urteil. Denn es besagt letztlich,
dass ihr Job anspruchsloser ist
als derjenige ihrer Kollegen. Da-
bei versuchen sie schon seit län-
geremvom Image loszukommen,
dass ihr Beruf darin bestehe,
Turngeräte und Tore aufzustel-
len und wieder zu versorgen.
Jean-Michel Héritier, Präsident
der Freiwilligen Schulsynode
Basel-Stadt (FSS), sagt: «Früher
war es vielleicht so, dassmanche

Turnlehrer einfach mit der Tril-
lerpfeife an der Seitenlinie stan-
den. Aber dieses Bild entspricht
längst nicht mehr der Realität.»

Heute habe der Sportunter-
richt hohen wissenschaftlichen
Anforderungen zu genügen. «Zu
diesem Job gehören eben auch die
Ernährungswissenschaften. Zu-
dem müssen Sportlehrer in den
Gymnasien oft Maturaarbeiten
betreuen. Das ist dann sehrwohl
promotionsrelevant.» Genauso
fielen die Noten im Sportunter-

richt bei jenen Schülerinnen und
Schülern ins Gewicht, die Sport
als Ergänzungsfach belegten.

Der Schweizerische Verband
für Sport in der Schule setzt sich
ebenfalls dafür ein, dass die
Sportlehrer gleich viel verdienen
wie die Lehrer der anderen
Schulfächer. In einemPositions-
papier begründet er dies nicht
nur damit, dass die Sportlehrer
heute genauso «akademische»
Fähigkeiten mitbringen müss-
ten, sondern auch damit, dass
der Job besonders belastend sei.
«Das Stehen und ständige Bewe-
gen imHinblick auf Sicherheits-
aspekte etc. stellt ebenfalls erheb-
liche Mehrbelastungen dar und
muss entsprechend berücksich-
tigt werden», heisst es etwa.

In Baselland verdienen
sie gleich viel
FürHéritier ist klar, dassmit dem
Bundesgerichtsurteil noch nicht
das letzte Wort gesprochen ist.
Juristisch dürfte der Kampf be-
endet sein, doch der politische
Druck in Basel-Stadt werde sich
in Zukunft erhöhen. «Ein solcher
Entscheid trägt nicht dazu bei,
den Lehrermangel zu entschär-
fen», sagt der FSS-Präsident.

Vor allem auch deshalb, weil
andere Kantone keine unter-
schiedlichen Löhne je nach Un-
terrichtsfach haben. Baselland
beispielsweise reiht alle Lehrer
im Lohnband 9 ein. Sportlehrer
müssen zwar auch im Landkan-
ton mehr Pflichtstunden absol-
vieren (wöchentlich 26 statt 22),
die Baselbieter Bildungs-, Kul-
tur- und Sportdirektion (BKSD)
begründet dies aber nicht
damit, dass die Sportlektionen
«weniger anspruchsvoll» seien.
«Der Unterschied gründet wohl
eher im Arbeitsaufwand für
die Vor- und Nachbereitung des
Unterrichts und nicht in der
unterschiedlichenWertigkeit von
Fächern», sagt BKSD-Sprecherin
Fabienne Romanens.

Die Kränkung der Sportlehrer
Einstiegslohn «nur» 99’078 Franken In Basel verdienen die Turnlehrer weniger als ihre Kollegen. Gegen diese Diskriminierung
sind sie bis vor Bundesgericht gegangen – und haben dort eine Niederlage kassiert.

Ihr Job sei weniger anspruchsvoll: Die Sportlehrer wehren sich gegen die Einschätzung der Basler Regierung. Foto: Gerry Schmit

Der Streit um das Parking unter
derTschudi-Matte ist um ein Ka-
pitel reicher. Seit Jahren kämp-
fen einigeAnwohnermithilfe von
Verbänden wie dem VCS gegen
das Parkhaus des Unikinderspi-
tals (UKBB). Unter derWiesewill
das Spital 130 Parkplätze für Be-
sucher sowie 30 weitere für das
Quartier errichten.

Dank eines von der Gegner-
schaft bereitgestellten Standard-
formulars ist das Projekt mit
280Einsprachen geflutetworden,
davon die meisten inhaltlich
identisch. Die Basler Regierung
versprachAnfang September2021
in einer Antwort auf eine Inter-
pellation, die Behandlung der
Einsprachen «zügig und rechts-
staatlich korrekt durchzuführen».

Mehr als eineinhalb Jahre da-
nach ist das Bau- und Verkehrs-
departement (BVD) noch immer
«an der Erarbeitung der politi-
schen Vorlage, in deren Rahmen
auch die Einsprachen behandelt
werden», wie Sprecherin Sarah
Schmid auf Anfrage mitteilte. In
derZwischenzeit hat SP-Grossrat
Jean-Luc Perret jedoch einenneu-

en Vorstoss eingereicht, um dem
Parkhausprojekt endgültig den
Garaus zu machen. Perret stört
sich daran, dass in Grünanlagen-
zonen wie der Tschudi-Matte
unterirdische Bauten überhaupt
grundsätzlich zulässig sind.

Tiefer bauen ist teurer
Mit seinemVorstoss, der auchvon
zahlreichen weiteren Vertretern
aus dem linksgrünen Spektrum
unterzeichnet wurde, fordert er

die Regierung auf, dafür zu
sorgen, dass Grünanlagen nicht
mehr unterbaut werden dürfen.
Perretmöchte damit verhindern,
dass die natürlichen Bodenfunk-
tionen und die Sickerfähigkeit
nicht beeinträchtigtwerden. «Der
alte Baumbestand in der Stadt
kommt wegen der Klimaerwär-
mung immermehrunterDruck»,
sagt er.Dahermüsseman «in den
wenigen verbleibenden Grünan-
lagen» denBäumen Sorge tragen.

Mit seinemVorstosswill er in den
Grünzonen die Erdschicht über
dem Grundgestein einer Bebau-
ung entziehen. Das sind je nach
Örtlichkeit 10 bis 30 Meter unter
derOberfläche, in der ein Projekt
wie dasUKBB-Parkhaus nicht ge-
bautwerden dürfte. Perret ist sich
bewusst, dass es mit massiven
Kostensteigerungen verbunden
wäre, tiefer zu bauen, wodurch
dasTschudi-Parkingwohl finan-
ziell nicht mehr tragbarwäre.

Erverweist aber auf zahlreiche
Bauprojekte in derunmittelbaren
Nachbarschaft des Unikinder-
spitals. «Wiesowird einQuartier-
parking nicht einfach dort in der
Bauzone geplant?» Perret betont,
dass ernicht grundsätzlich gegen
unterirdische Parkhäuser sei. Im
Gegenteil: Er wäre froh, wenn
weitere Parkplätze in den Unter-
grund verlagert würden. «Aber
nicht auf Kosten der wenigen
Grünflächen in der Stadt.»

Dass im Fall derTschudi-Mat-
te auf dem grössten Teil des Are-
als Rasenwachse,dessenWurzeln
nur wenige Zentimeter in den
Boden reichten, ändere nichts

daran. Die Bäume am Rand der
Anlagewürden trotzdemSchaden
nehmen, wenn deren Wurzeln
wegen des Betonbauwerksweni-
ger Platz zur Verfügung hätten,
sagt er. Ausserdem verlöre der
Park einen Teil seiner Fähigkeit,
durchVerdunstung der Feuchtig-
keit im Boden an heissen Tagen
das Stadtklima zu kühlen.

Kein absolutes Verbot
Wie dick die Erdschicht sein
muss, damit grosse Bäume gut
gedeihen, kann das Bau- undVer-
kehrsdepartement nicht genau
beziffern.Ein Baumkönne jedoch
nur richtig alt werden, wenn
verschiedene Parameter gewähr-
leistet seien, sagt Schmid. «Zum
einenbenötigt es einenBodenmit
gutemLuft-undWasserhaushalt»;
zum anderen müsse der Baum
ungestört wachsen können.

Laut der BVD-Sprecherin
könnten kleine bismittlere Bäu-
me zwar auch auf unterbauten
Flächen ab einer 1,50 Meter
dicken Erdschicht gepflanzt
werden. «Es ist jedoch davon
auszugehen, dass diese Bäume

ein deutlich geringeres Lebens-
alter erreichen, da erfahrungs-
gemäss nach einigen Jahren die
darunterliegende Infrastruktur
saniert werden muss.»

Bei einer Annahme von Per-
rets Motion soll das Bauen unter
Grünanlagen nicht absolut ver-
hindertwerden.Kleinbautenwie
Erdwärmesonden oder Versor-
gungsleitungen nehmen dieMo-
tionäre explizit vom Verbot aus.
Sollte eine grössere Bebauung
«alternativlos» sein, müsste der
GrosseRat allerdings künftig eine
Zonenplanänderungvornehmen.

Tiefer imBoden, imGrundge-
stein,würden allerdings Projekte
wie das «Herzstück», der unter-
irdische Eisenbahntunnel, wei-
terhinmöglich bleiben.Die recht-
liche Wirkung einer Zone hört
gemäss Bau- und Verkehrsde-
partement ab einer bestimmten
Tiefe auf zuwirken. Eine genaue
Meterzahl halten die Gesetze al-
lerdings nicht fest. Diese hänge
vom Einzelfall und einer Reihe
von verschiedenen Faktoren ab.

Alexander Müller

Dieser Vorstoss soll das UKBB-Parking endgültig begraben
Schutz für Grünanlagen Der grüne Grossrat Jean-Luc Perret fordert, dass unter Basler Parks künftig nicht mehr gebaut werden darf.

«Ein solcher
Entscheid trägt
nicht dazu bei,
den Lehrermangel
zu entschärfen.»
Jean-Michel Héritier
Präsident Freiwillige Schulsynode
Basel-Stadt (FSS)

Unter der Tschudi-Matte will das UKBB ein Parkhaus bauen für die
Besucher des Spitals und die Autos der Anwohner. Foto: Nicole Pont
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Dorothea Gängel

Am 14. Mai wählt die Türkei ein
neues Parlament und einen Prä-
sidenten.Das Oppositionsbünd-
nis aus sechs Parteien schickt
Kemal Kilicdaroglu,Vorsitzender
der sozialdemokratischen Partei
CHP, als Kandidaten ins Rennen,
um Präsident Recep Tayyip Er-
dogan, der seit zwanzig Jahren an
der Macht ist, abzulösen.

Die insgesamt rund 100’000
Türkinnen und Türken, die in
der Schweizwahlberechtigt sind,
können seit dem29.April und bis
zum 7.Mai ihre Stimme abgeben.
Rund 5700 türkische Staatsan-
gehörige sind im Kanton Basel-
Stadt registriert. Denjenigen, die
wahlberechtigt sind,wird dieAb-
stimmung nicht leicht gemacht,
denn es gibt in der Schweiz nur
dreiWahllokale – in Bern, Zürich
und Genf. In Genf und Bern sind
die Urnen in den Konsulaten
aufgestellt, in Zürich wurde ein
Wahllokal an der Messe einge-
richtet.Auch dieOptionBriefwahl
besteht nicht, eine erfolgreiche
vorherige Registrierung ist Vor-
aussetzung – so wollen es die
türkischen Behörden.

Trotzdem geht Mustafa Atici,
Basler SP-Nationalratmit kurdi-
schen Wurzeln, der seit 1992 in
Basel lebt,von einerhohenWahl-
beteiligung der Menschen aus,
die in Basel leben und sich regis-
triert haben. «In Basel lebt eine
sehr dynamische Migrations-
Community aus derTürkei», sagt
er. «Viele sind politisch aktiv und
in Vereinen organisiert.» Kurz
nach Bekanntgabe des Wahlter-
mins hätten sie begonnen, sich
zu organisieren.

Um möglichst viele Menschen
zur Wahl zu animieren, finden
fast täglich Aufrufe in den so-
zialen Medien statt. Es werden
Busse zu denWahlorten organi-
siert, und selbst an Privatanläs-
sen sind Aufrufe zurWahl keine
Seltenheit. «Die meisten Men-
schen aus der Türkei, die heute
in Basel leben, waren ja bereits
in der Türkei politisch aktiv
und kamen als politische Flücht-
linge in die Schweiz», sagt Atici.

Viele, die 1980, nach dem
Militärputsch, ins Ausland ge-
gangen sind, hätten noch Ver-
wandte vorOrt, die täglich unter
dem Demokratiedefizit litten.
«Ich bin sehr stolz auf die in Ba-
sel lebende türkischstämmige
Community, denn sie setzt sich
politisch nicht nur für Anliegen
in der Türkei, sondern auch hier
vor Ort ein.»

Optimismus bei
der Opposition
Von den in Basel lebenden tür-
kischstämmigen Personen sind
etwas 70 Prozent Kurden. Für
Mustafa Atici ist klar, dass diese,
wenn sie an die Urne gehen, die
Opposition wählen. Es ist das
dritte Mal, dass die im Ausland
lebendenTürken und Kurden an
die Urne gehen können. «Zum
ersten Mal besteht eine reelle
Chance, dass es zu einemMacht-
wechsel kommt», sagt Mahir
Kabakci, Basler SP-Grossrat. Erst
kürzlichwar ermit einerDelega-
tion im Erdbebengebiet und an-
schliessend in Ankara. «Was ich
an den Sitzungenmit denOppo-
sitionsparteien am meisten ge-
spürt habe bezüglich derWahlen,
war Optimismus», sagt er.

Auch Atici war Teil dieser Dele-
gation. «ImErdbebengebiet spürt
man den Staat nicht, die Leute
sind alleingelassen, die Wirt-
schaft ist amBoden», sagt er.Die
aktuelle Regierung habe insbe-
sondere in den letzten zehn Jah-
ren eine Politik derPolarisierung,
der Spaltung betrieben. «Jeder,
der in derOpposition ist oder an-
ders denkt als die Regierungspar-
tei,wird alsTerrorist diffamiert.»
Diese Repression und Hetzkam-
pagne, die sich vor allem gegen
religiöse und ethnische Minder-
heiten richte, zeichne die Politik
der jetzigen Regierung seit Jah-
ren aus undnicht erst seit Beginn
des aktuellenWahlkampfes.

70 Prozent der Menschen in der
Türkei, die von dem Erdbeben
betroffen sind, haben die Region
verlassen.VielendieserMenschen
ist eineWahlteilnahme gar nicht
möglich. «Ende März hat die
Regierung bereits verfügt, dass
diejenigen, diewählenmöchten,
sich innerhalb von einer Woche
an ihrem Wohnort registrieren
müssen», sagt Atici. Viele hätten
damals noch gar nicht gewusst,
ob sie jemals in ihren Heimatort
zurückgehen könnten nach ei-
nem Beben, das vielerorts die
Infrastruktur komplett zerstört
habe.VieleWahlberechtigte seien
dahernicht registriert und könn-
ten an denWahlen nicht teilneh-
men. «Dem Erdbeben-Trauma,
wovieleMenschenvonderRegie-
rung im Stich gelassen wurden,
folgt nun der Frust über die ver-
passteWahl.»

«Die Türkei braucht
jetzt Ruhe»
Neben dem Erdbeben leiden die
Menschen in derTürkei unter der
grassierenden Inflation sowie der
Einschränkung der Meinungs-
und Pressefreiheit. Atici schätzt,
dass diese Faktoren einen gros-
sen Einfluss auf die Wahlen ha-
benwerden. «Ichwunderemich,
wie die Menschen in der Türkei
leben», sagt er. «Viele Preise sind
mittlerweile auf dem gleichen
Niveauwie in der Schweiz.» Das
sei mit den Löhnen, die in der
Türkei verdient würden, nicht
bezahlbar. «Die Türken sind be-
kannt dafür, dass man immer
füreinander da ist», sagt er. «Die
Familien halten extrem gut zu-
sammen und helfen sich aus,wo
sie können.»

Beide halten Kilicdaroglu für
den richtigenKandidaten. «Erhat
eine Oppositionsallianz aus di-
versen politischen Lagern ge-
schmiedet, so etwas kennen wir
bisher leider nicht», sagt Atici.
Normalerweise gebe es wenig
Zusammenarbeit unter den Par-
teien, auchwenn sie in die gleiche
Richtung politisierten. «Kilicdar-
oglu könnte mit seiner Allianz
eine gewisse Stabilität in das
Land bringen», sagt er. «Daswür-
de derWirtschaft und derDemo-
kratie guttun.» Historisch gese-
hen ist das Verhältnis zwischen
der CHP und der kurdischen Be-
völkerung angespannt. «DochKi-
licdaroglu hat deutlichmitgeteilt,
dass er sich von dieser Haltung
distanziert», sagt Kabakci.

Atici ist sich sicher, dass nicht
nur die Kurden die Opposition
wählen. «In der Schweiz leben
auch viele linke Türken, Sozial-
demokraten, die nach demMili-
tärputsch als Gewerkschafter
oder sonst als aktive Politiker in
die Schweiz gekommen sind»,
sagt er. «Diesewerden ihre Stim-
me auch derOpposition geben.»

Und falls Kilicdaroglu es tat-
sächlich schafft, dasAmt des Prä-
sidenten zu erobern? «Als Erstes
wird er das Landwieder zu einer
parlamentarischen Demokratie
zurückführen», glaubt Kabakci.
Dass seineAufgabe keine leichte
sein wird, das weiss auch Atici.
«Ich erwarte keine Wunder von
ihm, da er das Land in einem
sehr schlechten Zustand über-
nehmenwird», sagt er. «Aber die
Türkei braucht jetzt Ruhe, und
dafür ist er der richtige Typ. Er
ist transparent – das wird der
Türkei guttun.»

Basler Türken ist keinWeg
zurWahlurne zuweit
Kein Wahllokal Wer in Basel seine Stimme für die Präsidentschaftswahl in der Türkei abgebenmöchte,
muss nach Bern, Zürich oder Genf fahren. Trotzdemwird die Beteiligung hoch sein.

Rund 100’000 Türkinnen und Türken sind in der Schweiz wahlberechtigt. Dementsprechend lang sind die Warteschlangen vor den Wahllokalen, wie hier 2018 in Zürich. Foto: Urs Jaudas

«Kilicdaroglu
wird das Land
wieder zu einer
parlamentarischen
Demokratie
zurückführen.»

Mahir Kabakci
Basler SP-Grossrat

ImBaslerUntersuchungsgefäng-
nis Waaghof sind nach dem Tod
einer jungen Frau im Jahr 2018
verschiedene Massnahmen zur
Suizidprävention eingeführtwor-
den. Dies gab der Regierungsrat
in einer gestern veröffentlichten
Interpellationsantwort bekannt.

Unter anderemwurde die Re-
gelung eingeführt, dass die Zen-
trale automatisch einen Notarzt
oder eine Notärztin aufbietet,
auchwenn sich derVorfall dann
vor Ort als Fehlalarm oder nicht
gravierend herausstellt. Damit
könnten Zeitverlust und Fehl-
einschätzungen ausgeschlossen
werden, schreibt die Regierung
in der Antwort auf die Interpel-
lation von Edibe Gölgeli (SP).

Diese Prozessanpassungen im
Untersuchungsgefängnis seien
imNachgang des tragischenTo-
desfalls von 2018 vorgenommen
worden. Eine 29-jährige Asyl-
suchende aus Sri Lanka unter-
nahmdamals imWaaghof einen
Suizidversuch und erlag zwei
Tage später ihren Verletzungen.
Gölgeli wollte in ihrer Interpel-
lationwissen,welche Lehren die
zuständigen Behörden nach die-
sem Suizid gezogen haben.

ImNachgang diesesTodesfalls
wurden als zusätzlicheMassnah-
me Auffrischungskurse zur Sui-
zidprävention durchgeführt, wie
die Regierung schreibt. Unab-
hängig vom besagten konkreten
Todesfall wurde die Betreuung
von psychisch Auffälligen in den
letzten Jahren ausgebaut. Somie-
tete das Gefängnis ein Zimmer in
denUniversitärenPsychiatrischen
Kliniken Basel (UPK) an, um in
Krisenfällen schneller eine geeig-
nete Unterbringung sicherstellen
zu können.

Mehr Betreuung für
psychisch Auffällige
Zudembesteht gemässRegierung
seit Ende 2019 eine Station für
psychisch kranke Insassen mit
durchgehender fachlicherBetreu-
ung. Es sei auch ein regelmässi-
ger Austausch zwischen Gefäng-
nissen, Psychiatrie und Ärzten
eingerichtet worden, um den ge-
genseitigen Informationsfluss zu
verbessern.

Nach einem Besuch gab die
Nationale Kommission zur Ver-
hütung von Folter Empfehlun-
gen zur Gesundheitsversorgung
imWaaghof ab. Daraufhin wur-
den gemäss Regierung weitere
Massnahmen ergriffen. In der
Spezialabteilung für psychisch
Auffällige finden gegenwärtig
zwei psychiatrische Visiten pro
Woche statt. PerMitte 2023wür-
den eine zusätzliche psychiatri-
sche Visite für die Insassen der
Spezialabteilung sowie eine zu-
sätzliche pflegerische Betreuung
geschaffen, heisst esweiter. (sda)

NeueMassnahmen
imWaaghof
nach Suizidfall
Mehr Hilfe Seit einem
Vorfall im Jahr 2018 ist im
Untersuchungsgefängnis
einiges passiert.

Hilfe bei Suizidgedanken

Haben Sie selbst Suizidgedanken,
oder kennen Sie Betroffene?
Für Kinder und Jugendliche ist
das Telefon 147 da, auch per
SMS, Chat, E-Mail, oder unter
www.147.ch. Erwachsene können
die Dargebotene Hand kontak-
tieren, Telefon 143. E-Mail und
Chat-Kontakte finden Sie auf
www.143.ch. Die Angebote sind
vertraulich und kostenlos. Auch die
Website www.reden-kann-retten.ch
bietet Hilfe. (red)


